
Referentenentwurf

des Bundesministeriums für Digitales und Verkehr

Erste Verordnung zur Änderung der Anlaufbedingungsverordnung und
der See-Eigensicherungsverordnung

A. Problem und Ziel

Im Zusammenhang mit den für Schiffe im Seeverkehr geltenden Pflichten zur Abgabe von
bestimmten Meldungen über das Zentrale Meldeportal des Bundes dient das Vorhaben der
Optimierung der digitalen Prozessabläufe „Hafenanmeldung“ und „Sicherheitsmeldung“.
Hintergrund ist zum einen das Ende der Übergangszeit zum 20. Dezember 2023 für die
Meldung der Zahl der sich an Bord von Fahrgastschiffen befindenden Personen jeweils vor
Abfahrt. Dadurch könnten schätzungsweise 100 000 Meldungen zusätzlich abzugeben und
zu bearbeiten sein. Zum anderen wird hinsichtlich der Meldung sicherheitsrelevanter Anga-
ben zur Abwehr äußerer Gefahren die Verringerung von Melde- und Übertragungsfehler
angestrebt sowie eine Verringerung des von der Europäischen Agentur für die Sicherheit
des Seeverkehrs (EMSA) festgestellten Meldedefizits in Deutschland.

B. Lösung; Nutzen

B.1 Lösung

Änderung der Anlaufbedingungsverordnung sowie der See-Eigensicherungsverordnung
unter Ausschöpfung der vom EU-Recht gewährten nationalen Gestaltungsspielräume.

B.2 Nutzen

Der jährliche Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft wird schätzungsweise um rund 39 000
Euro verringert, der für die Verwaltung schätzungsweise um rund 8 000 Euro.

C. Alternativen

Keine

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

Keine

E. Erfüllungsaufwand

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger

Für die Bürgerinnen und Bürger entsteht kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand
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E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft

Für die Wirtschaft sinkt der jährliche Erfüllungsaufwand um rund 39 000 Euro. Insgesamt
entsteht ein einmaliger Aufwand von rund 1 000 Euro. Darunter sind 1 000 Euro der Kate-
gorie Einmalige Informationspflicht.

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten

Die gesamte laufende Entlastung von 39 000 Euro entfällt auf Bürokratiekosten aus Infor-
mationspflichten.

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung

Für die Verwaltung des Bundes sinkt der jährliche Erfüllungsaufwand um 8 000 Euro. Der
einmalige Erfüllungsaufwand beträgt rund 1 000 Euro und entfällt vollständig auf den Bund.
Die Länder sind nicht betroffen.

F. Weitere Kosten

Keine
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Referentenentwurf des Bundesministeriums für Digitales und
Verkehr

Erste Verordnung zur Änderung der Anlaufbedingungsverordnung und
der See-Eigensicherungsverordnung1)

Vom ...

Das Bundesministerium für Digitales und Verkehr verordnet,

– auf Grund des § 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 6, auch in Verbindung mit Satz 2, sowie in
Verbindung mit § 9 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und mit § 9c des Seeaufgabengesetzes
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Juni 2016 (BGBl. I S. 1489), von denen
§ 9 Absatz 1 Satz 1 durch Artikel 2 Nummer 2 des Gesetzes vom 14. März 2023 (BGBl.
I Nr. 73) geändert worden ist,

– auf Grund des § 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7, auch in Verbindung mit Satz 2 und mit
Satz 4, sowie in Verbindung mit § 9 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und mit § 9c des See-
aufgabengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Juni 2016 (BGBl. I S.
1489), von denen § 9 Absatz 1 Satz 1 und 4 durch Artikel 2 Nummer 2 des Gesetzes
vom 14. März 2023 (BGBl. I Nr. 73) geändert worden ist, im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium des Innern und für Heimat

Artikel 1

Änderung der Anlaufbedingungsverordnung

Die Anlage der Anlaufbedingungsverordnung vom 18. Februar 2004 (BGBl. I S. 300),
die zuletzt durch Artikel 3 der Verordnung vom 19. Oktober 2021 (BGBl. I S. 4717) geändert
worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In der Nummer 2.1.1 werden nach den Wörtern „Schiffsverkehr (ABl. L 208 vom
5.8.2002, S. 10)“ das Komma, die Wörter „, die zuletzt durch die Richtlinie 2014/100/EU
(ABl. L 308 vom 29.10.2014, S. 82) geändert worden ist,“ und das Komma gestrichen.

2. Die Nummer 2.3 wird wie folgt gefasst:

„2.3 Zentrale Meldestelle und Meldeverfahren

2.3.1 Zentrale Meldestelle

 Zentrale Meldestelle im Sinne dieser Verordnung ist das Havariekommando
(Zentrale Meldestelle), Am Alten Hafen 2, in 27472 Cuxhaven, Tel.: + 49 (0) 30
185420 1400, Fax: + 49 (0) 03 185420 2408. Das Havariekommando betreibt im
Sinne des § 2 Nummer 4 des Seeschifffahrt-Meldeportal-Gesetzes das Zentrale
Meldeportal des Bundes.

1) Artikel 1 Nummer 3 dieser Verordnung dient der Umsetzung der Richtlinie 2009/17/EG des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 23. April 2009 zur Änderung der Richtlinie 2002/59/EG über die
Einrichtung eines gemeinschaftlichen Überwachungs- und Informationssystems für den Schiffsverkehr
(ABl. L 131 vom 28.5.2009, S. 101)
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2.3.2 Ersatzmeldestelle bei erweiterten Überprüfungen

 Ist dem Betreiber, Agent oder Schiffsführer eine Meldung nach Nummer 2.2.2 an
die Zentrale Meldestelle nicht möglich, müssen die Angaben als elektronisches
Dokument an die Berufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft Post-Logistik Tele-
kommunikation, Ottenser Hauptstraße 54, 22765 Hamburg (E-Mail: psc-ger-
many@bg-verkehr.de) gemeldet werden.

2.3.3 Meldeverfahren

 Der Betreiber, der Agent oder der Schiffsführer hat die nach den Nummern 2.1
und 2.2 erforderlichen Meldungen über das Internet unter www.national-single-
window.de im Zentralen Meldeportal des Bundes oder über die im Bundesanzei-
ger bekannt gemachten Hafenbehörden und Hafeninformationssysteme vorzu-
nehmen. Die Meldung muss Namen, Anschrift, Ruf- und Telefax-Nummer des
Meldenden enthalten. Der meldende Betreiber, Agent oder Schiffsführer hat si-
cherzustellen, dass die erforderlichen Meldungen je Schiffsreise nur einmal abge-
geben werden.

2.4 Möglichkeit der befreienden Meldung an eine Hafenbehörde

 Der Betreiber, Agent oder Schiffsführer eines Schiffes ist von der Meldung der
Angaben nach den Nummern 2.1.1, 2.1.2 und 2.2.1 an die Zentrale Meldestelle
befreit, wenn er diese Angaben einer Hafenbehörde gemeldet hat und die Hafen-
behörde in der Lage ist, die Angaben der Zentralen Meldestelle auf deren Anfrage
24 Stunden am Tag unverzüglich im Wege der Datenfernübertragung zu übermit-
teln. Die Hafenbehörden, die diese Voraussetzung erfüllen, werden vom Bundes-
ministerium für Digitales und Verkehr im Verkehrsblatt und nachrichtlich auf der
Internetseite der Zentralen Meldestelle unter www.national-single-window.de be-
kannt gemacht.“

3. Die Nummer 2.5.1 wird wie folgt gefasst:

„2.5.1 Nationale Liniendienste

2.5.1.1 Befreiung von der Gefahrgutmeldung

 Schiffe eines Liniendienstes zwischen deutschen Häfen, der mindestens einen
Monat lang betrieben werden soll, sind auf Fahrten von bis zu 12 Stunden plan-
mäßiger Dauer von der Pflicht zur Abgabe der Meldung nach Nummer 2.2.1 be-
freit, soweit der Betreiber des jeweiligen Liniendienstes eine Liste der betreffen-
den Schiffe erstellt und laufend aktualisiert sowie diese als elektronisches Doku-
ment an die Zentrale Meldestelle nach Nummer 2.3.1 (E-Mail: MLZ@havariekom-
mando.de) übermittelt hat. Der Betreiber des jeweiligen Liniendienstes hat sicher-
zustellen, dass für jede Fahrt die Angaben nach Nummer 2.2.1 24 Stunden am
Tag auf Anforderung der Zentralen Meldestelle unverzüglich übermittelt werden
können. Jede Abweichung von drei oder mehr Stunden von der voraussichtlichen
Zeit der Ankunft im Bestimmungshafen ist an die Zentrale Meldestelle (E-Mail:
MLZ@havariekommando.de oder telefonisch: 030 54 18 20 1400) zu melden.

2.5.1.2 Befreiung von der Personenmeldung vor Einlaufen

 Fahrgastschiffe im Liniendienst zwischen deutschen Häfen, der mindestens einen
Monat lang betrieben werden soll, sind von der Verpflichtung nach Nummer 2.1.1
Satz 1 und Satz 2 Buchstabe d, die Zahl der an Bord befindlichen Personen vor
Einlaufen an die Zentrale Meldestelle zu melden, befreit,
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a) wenn die Berufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft Post-Logistik Telekom-
munikation nach Abschnitt A.III.a. Nummer 1.2 Buchstabe c der Anlage 1 zur
Schiffssicherheitsverordnung eine Befreiung für die Meldung der Personen-
anzahl vor Abfahrt nach Artikel 9 Absatz 2 Satz 1 der Richtlinie 98/41/EG des
Rates vom 18. Juni 1998 über die Registrierung der an Bord von Fahrgast-
schiffen im Verkehr nach oder von einem Hafen eines Mitgliedstaates der
Gemeinschaft befindlichen Personen (ABl. L 188 vom 2.7.1998, S. 35) in der
jeweils geltenden Fassung erteilt hat und

b) der Betreiber des jeweiligen Liniendienstes eine Liste der betreffenden
Schiffe erstellt und laufend aktualisiert sowie diese als elektronisches Doku-
ment an die Zentrale Meldestelle nach Nummer 2.3.1 (E-Mail: MLZ@hava-
riekommando.de) übermittelt hat.

 Der Betreiber des jeweiligen Liniendienstes hat sicherzustellen, dass für jede
Fahrt die Angabe nach Nummer 2.1.1 Satz 2 Buchstabe d 24 Stunden am Tag
auf Anforderung der zuständigen Behörde unverzüglich übermittelt werden kann.

2.5.1.3 Vereinfachte Personenmeldung

 Fahrgastschiffe im Liniendienst zwischen deutschen Häfen, der mindestens einen
Monat lang betrieben werden soll, sind von der Pflicht zur Meldung der Angaben
nach Nummer 2.1.1 Satz 2 Buchstabe c und d vor Einlaufen befreit, wenn vor
Abfahrt eine Meldung der Zahl der Personen an Bord nach Artikel 4 Absatz 2 der
Richtlinie 98/41/EG erfolgt. Der Betreiber des jeweiligen Liniendienstes muss eine
Liste der betreffenden Schiffe erstellen und laufend aktualisieren sowie diese als
elektronisches Dokument an die Zentrale Meldestelle nach Nummer 2.3.1 (E-
Mail: MLZ@havariekommando.de) übermitteln. Der Betreiber des jeweiligen Lini-
endienstes hat sicherzustellen, dass für jede Fahrt die Angabe nach Nummer
2.1.1 Satz 2 Buchstabe c und d 24 Stunden am Tag auf Anforderung der zustän-
digen Behörde unverzüglich übermittelt werden kann.

2.5.1.4 Befreiung von der Meldung vor Einlaufen

 Schiffe im Liniendienst zwischen deutschen Häfen, der mindestens einen Monat
lang betrieben werden soll, sind von der Pflicht zur Meldung vor Einlaufen nach
der Nummer 2.1.1 befreit, wenn

a) das jeweilige Schiff keine gefährlichen oder umweltschädlichen Güter beför-
dert oder wenn es nach Nummer 2.5.1.1 von der Meldung für Gefahrguttrans-
porte befreit ist,

b) eine Befreiung nach Nummer 2.5.1.2 Buchstabe a vorliegt,

c) es sich nicht um ein Schiff im Sinne der Regel 2 Absatz 1.1 des Kapitels XI-
2 der Anlage des SOLAS-Übereinkommens handelt oder eine Befreiung nach
Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 725/2004 des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 31. März 2004 zur Erhöhung der Gefahrenab-
wehr auf Schiffen und in Hafenanlagen (ABl. L 129, 29.4.2004, S. 6) in der
jeweils geltenden Fassung vorliegt und

d) im Falle eines Fahrgastschiffes die zuständigen Behörden der vom Linien-
dienst bedienten Häfen eine Befreiung nach Artikel 9 der Richtlinie (EU)
2019/883 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. April 2019
über Hafenauffangeinrichtungen für die Entladung von Abfällen von Schiffen,
zur Änderung der Richtlinie 2010/65/EU und zur Aufhebung der Richtlinie
2000/59/EG (ABl. L 151, 7.6.2019, S. 116) erteilt haben.
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 Der Betreiber des jeweiligen Liniendienstes muss eine Liste der betreffenden
Schiffe erstellen und laufend aktualisieren sowie diese als elektronisches Doku-
ment an die Zentrale Meldestelle nach Nummer 2.3.1 (E-Mail: MLZ@havariekom-
mando.de) übermitteln. Der Betreiber des jeweiligen Liniendienstes hat sicherzu-
stellen, dass für jede Fahrt 24 Stunden am Tag auf Anforderung der zuständigen
Behörde unverzüglich

a) die Angaben nach Nummer 2.1.1 Satz 2 Buchstabe c und d sowie

b) der Nachweis über das Vorliegen der Voraussetzungen nach Satz 1

 übermittelt werden können.“

4. Der Nummer 2.6 wird folgender Satz angefügt:

 „Für Sicherheitsmeldungen nach § 10 Absatz 3 See-Eigensicherungsverordnung
ist die elektronische Übermittlung im Sinne des Abschnitt A Nummer 5 des An-
hangs der Richtlinie 2010/65/EU über das Zentrale Meldeportal des Bundes im
Internet unter www.national-single-window.de vorzunehmen.“

Artikel 2

Änderung der See-Eigensicherungsverordnung

§ 10 der See-Eigensicherungsverordnung vom 19. September 2005 (BGBl. I S. 2787),
die zuletzt durch Artikel 3 der Verordnung vom 1. März 2016 (BGBl. I S. 329) geändert
worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „elektronisch“ durch die Wörter „über das Zentrale
Meldeportal des Bundes im Internet unter www.national-single-window.de“ ersetzt.

2. In Absatz 5 werden die Wörter „der Zentralen Kontaktstelle unverzüglich mitzuteilen“
durch die Wörter „nach Maßgabe des Absatzes 3 unverzüglich zu übermitteln“ ersetzt.

Artikel 3

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.
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Begründung

A. Allgemeiner Teil

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Wesentliches Ziel des Vorhabens ist die Optimierung der beiden digitalen Prozessabläufe
„Hafenanmeldung“ und „Sicherheitsmeldung“ durch Senkung des Erfüllungsaufwandes bei
diesen Verwaltungsverfahren sowohl für Wirtschaft als auch Verwaltung

Hinsichtlich der Hafenanmeldung erlangt dieses Vorhaben Notwendigkeit wegen Auslau-
fens einer Übergangsfrist aus dem EU-Recht: Diese erlaubt Betreibern von Fahrgastschif-
fen noch bis zum 20. Dezember 2023 das unternehmensinterne Vorhalten der Personen-
anzahl an Bord anstatt von ihnen deren Meldung an das Zentrale Meldeportal des Bundes
vor der Abfahrt des Schiffes zu verlangen. Gleichzeit besteht schon eine Pflicht zur Meldung
dieser Angabe vor dem Anlaufen eines Hafens. Gerade im Linienverkehr an der deutschen
Küste mit seinen kurzen Fahrttakten entstünde hier hoher Meldeaufwand zwischen Aus-
und Anlaufen der auf den Fahrten bedienten Häfen: Durch Ablauf der Übergangszeit könn-
ten schätzungsweise 100 000 Meldungen zusätzlich abzugeben und zu bearbeiten sein.
Darum soll die Hafenanmeldung vereinfacht werden. Hierzu stellt die Generaldirektion Was-
serstraßen und Schifffahrt im Dezember 2023 eine neuentwickelte Online-Anwendung zur
Verfügung. Das vorliegende Vorhaben unterstützt die Optimierung des digitalen Prozessab-
laufes durch Vereinfachung der zu Grunde liegenden Meldebestimmungen und durch die
Nutzung bereits digital vorhandener Daten („once only“).

Hinsichtlich der Meldung sicherheitsrelevanter Angaben zur Abwehr äußerer Gefahren sol-
len ebenfalls die Vorteile einer elektronischen Datenübermittlung über das Zentrale Melde-
portal des Bundes stärker genutzt werden können. Eine medienbruchfreie digitale Kommu-
nikation mit der Verwaltung ist hierfür sicherzustellen und der einheitliche Vollzug. Ziel ist
eine Verringerung der Melde- und Übertragungsfehler sowie des von der Europäischen
Agentur für die Sicherheit des Seeverkehrs (EMSA) festgestellten Meldedefizits in Deutsch-
land.

II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Betreiber von Fahrgastschiffen müssen nach der EU-Fahrgastregistrierungsrichtlinie
(Richtlinie 98/41/EG) vor Abfahrt die Gesamtzahl der Personen an Bord an das Zentrale
Meldeportal des Bundes melden. Aufgrund einer Übergangsregelung genügt es bis zum
20. Dezember 2023, dass sie diese Daten bloß unternehmensintern vorhalten. Die Dienst-
stelle Schiffssicherheit der Berufsgenossenschaft Verkehr kann für Fahrgastschiffe in küs-
tennahen Linienverkehren mit einer Fahrtzeit von weniger als einer Stunde Befreiungen
hiervon erteilen. Es besteht aber zudem auch eine Pflicht, vor Anlaufen eines Hafens be-
stimmte Angaben zu melden, darunter ebenfalls die Personenanzahl (Nummer 2.1.1 der
Anlage der Anlaufbedingungsverordnung). Es fehlt allerdings im nationalen Recht eine Aus-
nahmevorschrift für die Personenmeldung vor Einlaufen. Letzteres vorzusehen ist unions-
rechtlich zulässig unter den in Artikel 15 Absatz 1 der Richtlinie 2002/59/EG aufgestellten
Bedingungen. Das vorliegende Vorhaben soll von dieser Ausnahmemöglichkeit in richtli-
nienkonformer Weise Gebrauch machen und den national verbleibenden Gestaltungsspiel-
raum ausschöpfen. Hierzu werden in der Anlaufbedingungsverordnung drei neue Befrei-
ungstatbestände für Schiffe im Liniendienst geschaffen.
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Der erste betrifft Fahrgastschiffe und knüpft an die von der Dienststelle Schiffsicherheit er-
teilte Befreiung von der Personenmeldung vor Abfahrt an. Denn in diesem Fall soll automa-
tisch kraft Gesetzes auch vor Einlaufen keine Personenmeldung erforderlich sein. Der
zweite neue Befreiungstatbestand gilt für den Fall, dass die Dienststelle Schiffssicherheit
keine Befreiung erteilt hat und deshalb eine Personenmeldung vor Abfahrt des Fahrgast-
schiffes zu erfolgen hat. Hier wird der Betreiber kraft Gesetzes von der erneuten Personen-
meldung vor Einlaufen befreit, sowie von der Angabe der voraussichtlichen An- und Aus-
laufzeiten. Diese Rechtsänderung erlaubt eine vereinfachte Hafenanmeldung über eine
neuentwickelte Online-Anwendung der Generaldirektion Wasserstraßen und Schifffahrt.
Der dritte Befreiungstatbestand sieht eine Komplettbefreiung von der Anlauf-Meldung vor,
falls keine sonstigen Meldepflichten bestehen.

Neben der Hafenanmeldung betrifft das Vorhaben im Wesentlichen die Meldung sicher-
heitsrelevanter Angaben zur Abwehr äußerer Gefahren. Die hierzu bestehende Melde-
pflicht in der See-Eigensicherungsverordnung wird geändert und die für die Sicherheitsmel-
dung geltende Meldeformalität auch in der Anlaufbedingungsverordnung konkretisiert: Statt
Fax oder E-Mail zu bemühen, sind die sicherheitsrelevanten Angaben nur noch über die
Online-Anwendung des Zentralen Meldeportals des Bundes (National Single Window) zu
melden.

III. Alternativen

Da die Pflichten zur Anlauf-Meldung und zur Sicherheitsmeldung bundesrechtlich geregelt
sind, gibt es für die Schaffung von Ausnahmen keine Alternative als eine Rechtsänderung
durch den Bund, mit der die Voraussetzungen der Befreiungen richtlinienkonform festgelegt
werden.

IV. Regelungskompetenz

Das Bundesministerium für Digitales und Verkehr (BMDV) ist gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1
Nummer 6 des Seeaufgabengesetztes (SeeAufgG) ermächtigt, durch Rechtsverordnung
ohne Zustimmung des Bundesrates die von den Schiffsführern und sonstigen für den
Schiffsbetrieb Verantwortlichen zu erstattenden Meldungen zu regeln. Dabei kann nach §
9 Absatz 1 Satz 2 SeeAufgG die Rechtsverordnung die für die Ausführung zuständigen
Stellen sowie die zur ordnungsgemäßen Durchführung erforderlichen unterstützenden wei-
teren Stellen bestimmen sowie insbesondere festlegen, durch welche Maßnahmen die zur
Unterstützung bestimmten Stellen mitwirken.

Außerdem ist das BMDV gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 SeeAufgG ermächtigt,
ohne Zustimmung des Bundesrates eine Rechtsverordnung zu erlassen über die inner-
staatliche Inkraftsetzung und Ausführung sonstiger Regelungen auf Grund von Änderungen
und im Rahmen der Ziele des Internationalen Übereinkommens von 1974 zum Schutz des
menschlichen Lebens auf See (BGBl. 1979 II S. 141) und des Protokolls von 1988 zu die-
sem Übereinkommen in ihrer jeweiligen Fassung unter Einschluss der Regelungen über die
Abwehr äußerer Gefahren für die Schifffahrt. Auch hierbei kann nach § 9 Absatz 1 Satz 2
SeeAufgG die Rechtsverordnung die für die Ausführung zuständigen Stellen sowie die zur
ordnungsgemäßen Durchführung erforderlichen unterstützenden weiteren Stellen bestim-
men sowie insbesondere festlegen, durch welche Maßnahmen die zur Unterstützung be-
stimmten Stellen mitwirken. Soweit sich diese Rechtsverordnung auf Maßnahmen zur Ab-
wehr äußerer Gefahren für den Schiffsverkehr bezieht, ist sie gemäß § 9 Absatz 1 Satz 4
SeeAufgG im Einvernehmen mit dem Bundesministerium des Innern und für Heimat zu
erlassen.
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Die Rechtsverordnungen können jeweils gemäß § 9c SeeAufgG auch zur Durchführung
oder Umsetzung von Rechtsakten der Europäischen Union und von Verpflichtungen aus
zwischenstaatlichen Vereinbarungen erlassen werden.

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen
Verträgen

Die Pflicht für Betreiber, Agenten oder Kapitäne eines Schiffes, vor dem Einlaufen in einen
Hafen bestimmte Angaben an die Hafenbehörde zu übermitteln, darunter auch die Gesamt-
zahl der sich an Bord befindlichen Personen, ergibt sich aus Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie
2002/59/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Juni 2002 über die Ein-
richtung eines gemeinschaftlichen Überwachungs- und Informationssystems für den
Schiffsverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 93/75/EWG des Rates. Für Deutschland
wurde diese Meldepflicht in Nummer 2.1.1 der Anlage der Anlaufbedingungsverordnung
(AnlBV) umgesetzt. Seit Änderung der Richtlinie 2002/59/EG durch die Richtlinie
2009/17/EG enthält Artikel 15 Absatz 1 der Richtlinie 2002/59/EG die Möglichkeit, neben
Gefahrguttransporten nun auch Fahrgastschiffe im Liniendienst von den Pflichten zur Mel-
dung vor Einlaufen zu befreien. Das vorliegende Vorhaben soll diese Ausnahmevorschrift
nutzen und für Deutschland Fahrgastschiffe im Liniendienst von der Angabe von voraus-
sichtlicher Ankunfts- und Abfahrtszeit sowie der Gesamtzahl der Personen an Bord aus-
nehmen.

Die oben beschriebenen Vereinfachungen bei der Hafenanmeldung vor Einlaufen stehen
zudem im Zusammenhang mit der Meldepflicht der Personenanzahl vor Abfahrt, welche
geregelt ist in der Richtlinie 98/41/EG des Rates vom 18. Juni 1998 über die Registrierung
der an Bord von Fahrgastschiffen im Verkehr nach oder von einem Hafen eines Mitglied-
staates der Gemeinschaft befindlichen Personen. Diese Richtlinie ist in Deutschland anzu-
wenden nach § 5 in Verbindung mit Abschnitt D.13 der Anlage des Schiffssicherheitsgeset-
zes. Für die Meldung der Personenanzahl vor Abfahrt sieht Artikel 4 Absatz 2 Unterabsatz
2 der Richtlinie 98/41/EG eine Übergangszeit vor, die zum 20. Dezember 2023 ausläuft. Ab
dann ist die Meldung über das Zentrale Meldeportal des Bundes (NSW) vorzunehmen, statt
wie bislang die Angaben bloß unternehmensintern festzuhalten. Doch Artikel 9 Absatz 2
Satz 1 der Richtlinie 98/41/EG erlaubt – seit ihrer Änderung durch die Richtlinie (EU)
2017/2109 – eine Befreiung von dieser Meldung bei Abfahrt. Zuständige Behörde für die
Erteilung ist in Deutschland die Dienststelle Schiffssicherheit der Berufsgenossenschaft
Verkehr gemäß Abschnitt A.III.a. Nummer 1.2 Buchstabe c der Anlage 1 zur Schiffssicher-
heitsverordnung. Wurde eine solche Befreiung erteilt, soll mit der vorliegenden Änderung
nun auch hinsichtlich der Meldung vor Einlaufen die befreiende Wirkung automatisch ohne
ein weiteres Antragserfordernis eintreten, vorausgesetzt die aktuelle Liste der betroffenen
Schiffe wurde übermittelt und die Personenanzahl wird für jede Fahrt bereitgehalten. Diese
Voraussetzungen entsprechen denen des Artikel 15 Absatz 1 der Richtlinie 2002/59/EG
und gehen nicht über sie hinaus.

Die im Entwurf vorgesehene Beschränkung der Übermittlungsmethode von sicherheitsre-
levanten Angaben (Artikel 1 Nummer 4 und Artikel 2) betrifft eine Meldepflicht aus Artikel 6
der Verordnung (EG) Nr. 725/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 31.
März 2004 zur Erhöhung der Gefahrenabwehr auf Schiffen und in Hafenanlagen. Für die
Bereitstellungsweise der dort vorgeschriebenen sicherheitsrelevanten Angaben finden sich
die unionsrechtlichen Vorgaben in Abschnitt A Nummer 5 des Anhangs der Richtlinie
2010/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Oktober 2010 über Mel-
deformalitäten für Schiffe beim Einlaufen in und/oder Auslaufen aus Häfen der Mitgliedstaa-
ten und zur Aufhebung der Richtlinie 2002/6/EG: Hiernach ist erstens ein in der Anlage zu
diesem Anhang enthaltenes Formular für die Übermittlung zu verwenden und zweitens
kann dieses Formular auf elektronischem Wege übermittelt werden. Die mit dem Entwurf
vorgenommene Beschränkung dieses elektronischen Weges auf die Verpflichtung zur Nut-
zung des Zentralen Meldeportals des Bundes (National Single Window) steht im Einklang
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mit Artikel 5 Absatz 1 der Richtlinie 2010/65/EU: Hiernach sorgen die Mitgliedstaaten dafür,
dass die zu meldenden Informationen über ein einziges Fenster übermittelt werden. Dieses
einzige Fenster „ist der Ort, über den gemäß dieser Richtlinie alle Informationen einmal
gemeldet und den verschiedenen zuständigen Behörden und den Mitgliedstaaten zur Ver-
fügung gestellt werden“.

VI. Regelungsfolgen

Die neugeschaffenen Befreiungstatbestände für Anlauf-Meldungen von Liniendiensten im
Schiffsverkehr erlauben eine vereinfachte Hafenanmeldung über die neuentwickelte On-
line-Anwendung des Zentralen Meldeportals des Bundes. Der Meldeaufwand für die Wirt-
schaft wird sich auf diese Weise verringern. Mit der Beschränkung von Sicherheitsmeldun-
gen auf das Zentrale Meldeportal des Bundes verringert sich auch der Verwaltungsauf-
wand.

Die frühe Beteiligung von Landesbehörden, Verbänden und Liniendienstbetreibern hat ge-
zeigt, dass für eine umfassende Vereinfachung des Meldewesens auch auf Länderebene
Handlungsbedarf besteht. Teilweise sehen hier die Hafenordnungen weiterhin Meldepflich-
ten ohne Befreiungsmöglichkeit vor. Eine Anpassung des Landesrechtes an die geänderte
Rechtslage auf Bundesebene ist daher für die effektive Wirkung dieses Vorhabens uner-
lässlich.

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Die Regelung zu nationalen Liniendiensten in der Nummer 2.5.1 der Anlage der Anlaufbe-
dingungsverordnung wird ergänzt um drei weitere Befreiungstatbestände, die nun auch an-
dere Liniendienste als Gefahrguttransporte von der Anlauf-Meldung ausnehmen. Damit
wird das Verfahren für Hafenanmeldungen vereinfacht. Die Regelung über Meldeformalitä-
ten in der Nummer 2.6 der Anlage der Anlaufbedingungsverordnung und § 10 Absatz 3 und
5 See-Eigensicherungsverordnung werden derart geändert, dass die Übermittlung der Si-
cherheitsmeldung über das Zentrale Meldeportal des Bundes zu erfolgen hat. Dies verein-
facht für die meldungsempfangende Behörde die Bearbeitung.

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Eine elektronische Nachhaltigkeitsprüfung wurde mit der Anwendung eNAP druchgeführt.

Das Regelungsvorhaben hat voraussichtlich Auswirkungen auf mehrere globale Nachhal-
tigkeitsziele (Sustainable Development Goal, SDG) der Agenda 2030 der Vereinten Natio-
nen: im Bereich sichere und umweltschonende „Mobilität“ (SDG 11.2), "Meere schützen"
(SDG 14.1) und "Gute Regierungsführung" (SDG 16.3). Zudem erfüllt das Vorhaben die
Prinzipien nachhaltiger Entwicklung. Hierzu gehört, nachhaltige Entwicklung als Leitprinzip
konsequent in allen Bereichen und bei allen Entscheidungen anzuwenden, um so die na-
türlichen Lebensgrundlagen der Erde dauerhaft zu sichern und allen Menschen jetzt und in
Zukunft ein Leben in Würde zu ermöglichen (Prinzip 1). Auch das Prinzip der Erhaltung
natürlicher Lebensgrundlagen ist betroffen (Prinzip 3): Zur Erhaltung der natürlichen Le-
bensgrundlagen und zur Einhaltung der planetaren Grenzen müssen Stoffkreisläufe so
schnell wie möglich geschlossen bzw. in Einklang mit ökosystemischen Prozessen und
Funktionen gebracht werden.

Gegenstand des Regelungsvorhabens ist die Seeschifffahrt als ein weltweit tätiger Ver-
kehrsträger. Mit der Regelung des Verfahrens für die elektronische Abgabe von Meldungen
für Schiffe im Seeverkehr nimmt der deutsche Flaggenstaat seine Verantwortung für die
Sicherheit und die Arbeits- und Lebensbedingungen auf Seeschiffen unter deutscher
Flagge wahr sowie für die Bewahrung der Meeresumwelt. Denn Regelungen hierzu werden
ausweislich der Ermächtigungsgrundlage in § 9 Absatz 1 Satz 1 Seeaufgabengesetz
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erlassen zur Abwehr von Gefahren für die Meeresumwelt, zur Verhütung von der Seeschiff-
fahrt ausgehender schädlicher Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes und zur Gewährleistung eines sicheren, effizienten und gefahrlosen
Schiffsbetriebs.

Das Vorhaben fördert vor allem die Digitalisierung des Seeverkehrs und der Seeverkehrs-
verwaltung und ist damit Teil des Transformationsbereiches „Verkehrswende“: Schiffsführer
werden von der (wiederholten) Meldung bestimmter Angaben an das Zentrale Meldeportal
des Bundes befreit bei Vorliegen bestimmter Voraussetzungen. Dies ermöglicht Ihnen die
Nutzung eines zur Darstellung auf mobilen Endgeräten optimierten Web-Clients für eine
vereinfachte Hafenanmeldung. Der Meldeaufwand halbiert sich auf diese Weise. Außerdem
unterstützt das Vorhaben die digitale und automatisierte Informationspflege und den inter-
behördlichen Informationsaustausch: Für die Meldung sicherheitsrelevanter Daten zur Ab-
wehr äußerer Gefahren wie etwa Terrorismus sieht das Vorhaben die Verpflichtung zur
Nutzung des Zentralen Meldeportal des Bundes (National Single Window) als digitalem In-
formationssystem vor. Übermittlungsdefizite und -verzögerungen durch die Nutzung von E-
Mails oder gar Faxen sollen damit abgestellt werden.

Die Vereinfachung der Hafenanmeldung durch Befreiungen wird ermöglicht durch Ausnah-
mevorschriften aus dem EU-Recht. Hierdurch können regionale Besonderheiten der Mee-
res- und Verkehrsbedingungen berücksichtigt werden, sodass das Vorhaben den Bedürf-
nissen der deutschen Seeschifffahrt Rechnung trägt. Damit wird die Attraktivität Deutsch-
lands als Standort der Eigner einer der weltweit größten Schifffahrtsflotten sowie als bedeu-
tender Standort für Schiffbau und Schiffbauzulieferindustrie erhalten.

Schließlich verbessert das Vorhaben die behördliche Überwachung der Einhaltung der für
den Seeverkehr geltenden Vorschriften und damit die Gewährleistung der Sicherheit.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

Die geplanten Regelungen haben keine Auswirkung auf die Haushalte von Bund, Ländern
oder Kommunen, die nicht Erfüllungsaufwand ist.

4. Erfüllungsaufwand

4.1 Erfüllungsaufwand für die Vereinfachung der Hafenanmeldung

4.1.1 Tabellarische Zusammenfassung:

E.1 Bürgerinnen und Bürger
Veränderung des jährlichen Zeitaufwands (in Stunden): –

Veränderung des jährlichen Sachaufwands (in Tsd. Euro): –

Einmaliger Zeitaufwand (in Stunden): –

Einmaliger Sachaufwand (in Tsd. Euro): –

E.2 Wirtschaft
Veränderung des jährlichen Erfüllungsaufwands (in Tsd. Euro): –39

davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten (in Tsd. Euro): –39
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Einmaliger Erfüllungsaufwand (in Tsd. Euro): 1

davon Einmalige Informationspflicht (in Tsd. Euro): 1

E.3 Verwaltung
Veränderung des jährlichen Erfüllungsaufwands (in Tsd. Euro): –

davon auf Bundesebene (in Tsd. Euro): –

davon auf Landesebene (in Tsd. Euro): –

Einmaliger Erfüllungsaufwand (in Tsd. Euro): 1

davon auf Bundesebene (in Tsd. Euro): 1

davon auf Landesebene (in Tsd. Euro): –

4.1.2 Detaillierte Beschreibung der Erfüllungsaufwandsänderungen nach Normad-
ressat und Vorgabe

Das Statistische Bundesamt hat für die Vereinfachung der Hafenanmeldung die folgende
Ex-ante-Schätzung zur Bestimmung des Erfüllungsaufwandes vorgenommen. Nach dem
„Leitfaden zur Ermittlung und Darstellung des Erfüllungsaufwands in Regelungsvorhaben
der Bundesregierung“ hat es untersucht, welche finanziellen und zeitlichen Be- oder Ent-
lastungen durch die geplante Regelung für die Normadressaten zu erwarten sind. Zur Er-
mittlung von Fallzahlen und Zeiten hat es auf folgende Quellen zurückgegriffen: Experten-
gespräch mit dem Havariekommando und Online-Datenbank des Erfüllungsaufwands (On-
DEA).

4.1.2.1 Erfüllungsaufwand der Bürgerinnen und Bürger nach Vorgaben
Die Bürgerinnen und Bürger sind vom Regelungsvorhaben nicht betroffen. Folglich verän-
dert sich ihr Erfüllungsaufwand nicht.

4.1.2.2 Erfüllungsaufwand der Wirtschaft nach Vorgaben
In Übereinstimmung mit dem Konzept zur Erhöhung der Transparenz über den Umstel-
lungsaufwand für die Wirtschaft sowie zu dessen wirksamer und verhältnismäßiger Begren-
zung sind Erfüllungsaufwandskategorien zu bestimmen.
Im Folgenden wird die Schätzung des Erfüllungsaufwands der Wirtschaft für die einzelnen
Vorgaben dargestellt.

Vorgabe A (Informationspflicht): Vereinfachte Personenmeldung; Anlage Nr. 2.5.1.3
zu § 1 Abs. 1 AnlBV
Veränderung des jährlichen Erfüllungsaufwands:

Beschreibung der Vorgabe:

Artikel 4 der Richtlinie 98/41/EG legt fest, dass „[a]lle Personen an Bord eines aus einem
Hafen eines Mitgliedstaates auslaufenden Fahrgastschiffes […] vor der Abfahrt des Schif-
fes zu zählen“ (Abs. 1) und „mit geeigneten technischen Mitteln […] zu melden“ (Abs. 2)
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sind. Abs. 2 erlaubt allerdings einen Übergangszeitraum von sechs Jahren, der am
19.12.2023 auslaufen wird und dessen Ende bereits im Schiffssicherheitsgesetz entspre-
chend festgeschrieben ist. Dadurch wird nun auch der sogenannte kleine Inselverkehr Mel-
dungen abgeben müssen.

Der vorliegende Regelungsentwurf bestimmt die weitere nationale Ausgestaltung für die
Zeit danach. Durch die vereinfachte Personenmeldung reduziert er den Meldeumfang und
damit den Zeitaufwand.

Herleitung der Fallzahl:
Nach einer aktuellen Auszählung des Havariekommandos lag die Zahl der von der Vorgabe
betroffenen Personenmeldungen (POBA) 2022 bei 66 529.

Herleitung des Zeitaufwands:
Laut Schätzung des Havariekommandos und Angaben in der OnDEA dauert eine POBA-
Meldung derzeit rund 1 Minute (Standardaktivität „Daten übermitteln oder veröffentlichen“).
Durch die Reduktion der Meldeinhalte und die Bereitstellung der speziellen NSWApp sind
lediglich vier teilweise voreingestellte Angaben zu tätigen. Dies nimmt für geübte Nutzerin-
nen und Nutzern nur noch rund 30 Sekunden in Anspruch.

Beschreibung des angesetzten Lohnsatzes:
Der Lohnsatz beträgt laut OnDEA 71,30 Euro pro Stunde (Wirtschaftszweig H50 „Schiff-
fahrt“, hohes Qualifikationsniveau).

Berechnung des Erfüllungsaufwands:
Die aktuelle Belastung der Betreibergesellschaften beträgt rund 79 Tsd. Euro (= 66 529
Meldungen × 1/60 Stunden × 71,30 Euro/Stunde) und halbiert sich auf rund 40 Tsd. Euro.
Somit sinkt der Erfüllungsaufwand um rund 39 Tsd. Euro jährlich.
Nach Auskunft des Havariekommandos erhöht sich die Fallzahl durch Ablauf des Über-
gangszeitraums, da dann auch der sogenannte kleine Inselverkehr Meldungen abgeben
muss. Für die Nordsee steige die Zahl um voraussichtlich 45 000 bis 50 000 Meldungen.
Diese Fallzahl könne für die Ostsee ebenfalls angesetzt werden. Somit steigt die Fallzahl
auf 156 529 bis 166 529 Meldungen bzw. 162 000 Meldungen im Mittel.
Ohne die vereinfachte Personenmeldung würde die künftige Belastung nach Ende des
Übergangszeitraums auf rund 193 Tsd. Euro (= 162 000 Meldungen × 1/60 Stunden × 71,30
Euro/Stunde) steigen. Diese Belastung wird durch die Änderungsverordnung lediglich rund
96 Tsd. Euro betragen, sodass das Regelungsvorhaben zusätzlichen Erfüllungsaufwand
von rund 57 Tsd. Euro vermeidet. Da es sich hierbei um eine hypothetische Belastung und
ihre Vermeidung handelt, wird sie im Erfüllungsaufwand nicht berücksichtigt (Leitfaden Er-
füllungsaufwand, S. 9–10).

Vorgabe B (Informationspflicht): Befreiung von Meldungen; Anlage Nr. 2.5.1.2+3+4
zu § 1 Abs. 1 AnlBV

Einmaliger Erfüllungsaufwand:

https://www.ondea.de/SiteGlobals/Functions/Datenbank/Vorgaben/Einzelansicht/Vorgabe_Einzelansicht.html?cms_idVorgabe=90478
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Fallzahl Zeitaufwand
pro Fall (in Mi-
nuten)

Lohnsatz pro
Stunde (in
Euro)

Sachkosten pro
Fall (in Euro)

Personalkosten
(in Tsd. Euro)

Sachkosten
(in Tsd. Euro)

49 10 71,30 – 1 –

Erfüllungsaufwand (in Tsd. Euro) 1

Beschreibung der Vorgabe:

Die neuen Nummern in der Anlage regeln die vereinfachte Personenmeldung (Nr. 2.5.1.3),
Personenmeldungen vor Einlaufen (Nr. 2.5.1.2) und Meldungen vor Einlaufen (Nr. 2.5.1.4).
Hiervon haben die Nummern 2.5.1.2 und 2.5.1.4 als Voraussetzung eine Befreiung von der
Personenmeldung vor Abfahrt durch die Berufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft Post-
Logistik Telekommunikation (BG Verkehr). Laut Havariekommando müssen alle bestehen-
den Befreiungen einmalig neu beantragt werden.
Herleitung der Fallzahl:
Laut Havariekommando beträgt die Fallzahl der erforderlichen einmaligen Anträge auf Be-
freiung weniger als 50. Im Weiteren wird vom Maximalwert von 49 Anträgen ausgegangen.

Herleitung des Zeitaufwands:
Die Antragsstellung dauert laut Havariekommando rund 10 Minuten.

Beschreibung des angesetzten Lohnsatzes: 71,30 Euro pro Stunde (s. Vorgabe 3.2.1).

Berechnung des Erfüllungsaufwands:

Der einmalige Erfüllungsaufwand beträgt rund 1 Tsd. Euro (= 49 Anträge × 10/60 Stunden
× 71,30 Euro/Stunde).

Kategorie des einmaligen Erfüllungsaufwands: Einmalige Informationspflicht

Veränderung des jährlichen Erfüllungsaufwands:

Da wegen des Sicherheitsaspekts strenge Voraussetzungen für eine Befreiung von Fahr-
gastschiffen von der Personenmeldung vor Abfahrt gelten, sei laut Havariekommando von
einer äußerst geringen Zahl an jährlichen Neuanträgen auszugehen. Deshalb ist der zu-
sätzliche laufende Erfüllungsaufwand für die Neuanträge genauso wie die jährliche Reduk-
tion der Meldungen aufgrund der Befreiung vernachlässigbar und wird nicht weiter erläutert.

4.1.2.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung nach Vorgaben
Im Folgenden wird die Schätzung des Erfüllungsaufwands der Verwaltung für die einzelnen
Vorgaben dargestellt.

Vorgabe B: Befreiung von Meldungen; Anlage Nr. 2.5.1.2+3+4 zu § 1 Abs. 1 AnlBV

Einmaliger Erfüllungsaufwand des Bundes:



- 15 -

Fallzahl Zeitaufwand
pro Fall (in Mi-
nuten)

Lohnsatz pro
Stunde (in
Euro)

Sachkosten pro
Fall (in Euro)

Personalkosten
(in Tsd. Euro)

Sachkosten
(in Tsd. Euro)

49 20 45,20 – 1

Erfüllungsaufwand (in Tsd. Euro) 1

Beschreibung der Vorgabe:

Bei Vorgabe handelt es sich um einen spiegelbildlichen Vorgang zur Vorgabe der Wirtschaft
4.1.2.2. Die einmaligen Anträge auf Befreiung sind von der zuständigen BG Verkehr zu
prüfen und neue Bescheide sind auszustellen.

Herleitung der Fallzahl: 49 Anträge (s. Vorgabe 3.2.2).

Herleitung des Zeitaufwands:
Der Zeitaufwand wurde mit Hilfe der Zeitwerttabelle Verwaltung aus dem Leitfaden zum
Erfüllungsaufwand geschätzt. Dabei wurden die folgenden Standardaktivitäten und Werte
mit einfachen Komplexitätsniveau angesetzt: Formelle Prüfung, Daten sichten (5 Min.), in-
haltliche Prüfung, Daten erfassen (8 Min.), abschließende Informationen aufbereiten, Be-
scheid erstellen (5 Min.) und kopieren, archivieren, verteilen (2 Min.). Der geschätzte Zeit-
aufwand beträgt folglich rund 20 Minuten pro Antrag.

Beschreibung des angesetzten Lohnsatzes: 45,20 Euro pro Stunde (Sozialversicherung,
Durchschnitt).

Berechnung des Erfüllungsaufwands:

Der einmalige Erfüllungsaufwand beträgt somit rund 1 Tsd. Euro (= 49 Anträge × 20/60
Stunden × 45,20 Euro pro Stunde).

Veränderung des jährlichen Erfüllungsaufwands des Bundes:
Der laufende Erfüllungsaufwand ist aufgrund der äußerst geringen Anzahl an Neuanträgen
vernachlässigbar (s. Vorgabe B in 4.1.2.2).

4.2 Erfüllungsaufwand für Sicherheitsmeldung über das Zentrale Meldeportal

4.2.1 Tabellarische Zusammenfassung

E.1 Bürgerinnen und Bürger
Veränderung des jährlichen Zeitaufwands (in Stunden): –

Veränderung des jährlichen Sachaufwands (in Tsd. Euro): –

Einmaliger Zeitaufwand (in Stunden): –

Einmaliger Sachaufwand (in Tsd. Euro): –
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E.2 Wirtschaft
Veränderung des jährlichen Erfüllungsaufwands (in Tsd. Euro): –

davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten (in Tsd. Euro): –

Einmaliger Erfüllungsaufwand (in Tsd. Euro): -

davon Einmalige Informationspflicht (in Tsd. Euro): -

E.3 Verwaltung
Veränderung des jährlichen Erfüllungsaufwands (in Tsd. Euro): –8

davon auf Bundesebene (in Tsd. Euro): –8

davon auf Landesebene (in Tsd. Euro): –

Einmaliger Erfüllungsaufwand (in Tsd. Euro): -

davon auf Bundesebene (in Tsd. Euro): -

davon auf Landesebene (in Tsd. Euro): –

4.2.2 Detaillierte Beschreibung der Erfüllungsaufwandsänderungen nach Normad-
ressat und Vorgabe
Es handelt sich um eine Ex-ante-Schätzung zur Bestimmung des Erfüllungsaufwandes un-
ter Anwendung des „Leitfadens zur Ermittlung und Darstellung des Erfüllungsaufwands in
Regelungsvorhaben der Bundesregierung“. Für die Ermittlung von Fallzahlen und Zeiten
wurde zurückgegriffen auf die Angaben der Zentralen Kontaktstelle des Bundes im gemein-
samen Lagezentrum See des Maritimen Sicherheitszentrums Cuxhaven.

4.2.2.1 Erfüllungsaufwand der Bürgerinnen und Bürger
Die Bürgerinnen und Bürger sind vom Regelungsvorhaben nicht betroffen. Folglich verän-
dert sich ihr Erfüllungsaufwand nicht.

4.2.2.2 Erfüllungsaufwand der Wirtschaft
Das Zentrale Meldeportal des Bundes wird bereits in Anwendung der bestehenden Rege-
lung von etwa 94 % der Meldenden für die sicherheitsrelevanten Angaben zur Gefahrenab-
wehr genutzt. Für sie ändert sich durch die neue Vorgabe „Nutzung des Zentralen Melde-
portals“ nichts. Von den etwa 35 000 Sicherheitsmeldungen im Jahr gehen also fast 2 000
per E-Mail ein. Von denen nutzt etwa die Hälfte das von der zuständigen Behörde bereit-
gestellt Formblatt, das dieselben Daten abfragt wie das Zentrale Meldeportal, sodass der
Erfüllungsaufwand hier für die Meldenden gleichbleiben dürfte. Ob für die 1 000 Meldungen
per E-Mail, die nicht das aktuelle Formblatt verwenden, die Nutzung des Zentralen Melde-
portales einen zusätzlichen Erfüllungsaufwand bedeutet oder vielmehr eine Zeitersparnis,
lässt sich nicht sicher feststellen. Er wäre in jedem Fall aber vernachlässigbar und wird
daher nicht weiter erläutert.

4.2.2.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung
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Im Folgenden wird die Schätzung des Erfüllungsaufwands der Verwaltung für die Vorgabe
„ausschließliche Nutzung des Zentralen Meldeportals für Sicherheitsmeldungen“ (Artikel 2
und Artikel 1 Nummer 4) dargestellt.

Es handelt sich um einen jährlichen Erfüllungsaufwand für den Bund.

Beschreibung der Vorgabe:
Durch die Änderungen in Nummer 2.6 der Anlage der Anlaufbedingungsverordnung und in
§ 10 der See-Eigensicherungsverordnung wird der Schiffsführer verpflichtet, der Zentralen
Kontaktstelle die sicherheitsbezogenen Angaben ausschließlich über das Zentrale Melde-
portal elektronisch zu übermitteln. Zuvor war der elektronische Übermittlungsweg nicht nä-
her konkretisiert und ließ Meldungen per E-Mail zu.

Herleitung der Fallzahl:
Die Fallzahl 2 000 der Meldungen per E-Mail stammt von der Zentralen Kontaktstelle des
Bundes im gemeinsamen Lagezentrum See des Maritimen Sicherheitszentrums Cuxhaven
(siehe 4.2.2.2)

Herleitung des Zeitaufwands:
Laut der Zentralen Kontaktstelle des Bundes dauert die Bearbeitung von als E-Mail über-
mittelten Sicherheitsmeldungen ungefähr durchschnittlich 5 Minuten länger als bei einer
formgerechten Meldung über das Zentrale Meldeportal des Bundes. Durch Übermittlung
über das Zentrale Meldeportal sinkt also die durchschnittliche Bearbeitungszeit der Sicher-
heitsmeldungen um 5 Minuten.

Beschreibung des angesetzten Lohnsatzes: 45,20 Euro pro Stunde (Sozialversicherung,
Durchschnitt).

Veränderung des Erfüllungsaufwands:

Der jährliche Erfüllungsaufwand des Bundes sinkt somit um rund 8 Tsd. Euro (= 2000 An-
träge × 5/60 Stunden × 45,20 Euro pro Stunde).

5. Weitere Kosten

Für die Wirtschaft entstehen keine sonstigen direkten oder indirekten Kosten.

6. Weitere Regelungsfolgen

Die Regelungen haben keine Auswirkungen für Verbraucher. Gleichstellungspolitische, de-
mografische Auswirkungen oder Auswirkungen auf die Wahrung und Förderung gleichwer-
tiger Lebensverhältnisse sind nicht zu erwarten.



- 18 -

VII. Befristung; Evaluierung

Eine Befristung der Änderungen ist nicht vorgesehen, da sie eine Vereinfachung bestehen-
der Verfahren mit positiver Wirkung für Wirtschaft und Verwaltung bezwecken. Das Vorha-
ben ist zudem nicht evaluierungspflichtig.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Änderung der Anlaufbedingungsverordnung)

Zu Nummer 1

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung, da die Richtlinie 2002/59/EG inzwischen
eine weitere Änderung durch die Verordnung (EU) 2019/1243 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 20. Juni 2019 erfahren hat.

Zu Nummer 2

In Nummer 2.3.1 werden die Telefon- und Fax-Nummern aktualisiert sowie in Satz 2 der
Bezug zum Zentralen Meldeportal im Sinne des Seeschifffahrt-Meldeportal-Gesetzes her-
und klargestellt.

In Nummer 2.3.3 wird die E-Mail-Adresse angepasst sowie die im Bundesanzeiger bekannt
gemachten Hafenbehörden und Hafeninformationssysteme als weitere Empfänger ge-
nannt. Letzteres entspricht § 4 Absatz 2 und 3 Seeschifffahrt-Meldeportal-Gesetz und der
Bekanntmachung vom 27. Juni 2017 (VkBl. 2017 S. 646).

Der Wortlaut der Nummer 2.4 wird hinsichtlich der E-Mail-Adresse im vorgenannten Sinne
angepasst. Zudem wird nun der Organisationserlass des Bundeskanzlers vom 8. Dezem-
ber 2021 (BGBl. I. S. 5176) berücksichtigt, indem das Bundesministerium für Verkehr und
digitale Infrastruktur die Bezeichnung Bundesministerium für Digitales und Verkehr erhält.
Die Bekanntmachung der Hafenbehörden und Hafeninformationssysteme gemäß der Num-
mer 2.4 erfolgte zuletzt am 27. Juni 2017 in VkBl, 2017 S. 646.

Hintergrund ist, dass das von der Zentralen Meldestelle betriebene Zentrale Meldesystem
für Gefahrgut und Schiffsverkehre (ZMGS) zum 31.05.2015 für die Abgabe von Meldungen
abgeschaltet wurde. Seitdem dient das National Single Window als technisches Nachfolge-
system in Umsetzung der Richtlinie 2010/65/EU. Meldungen an www.zmgs.de werden au-
tomatisch an www.national-single-window.de weitergeleitet. Mit Bekanntmachung vom 27.
Juni 2017 (VkBl. 2017 S. 646) wurde das Havariekommando als Zentrale Meldestelle ge-
mäß § 4 Absatz 1 Seeschifffahrt-Meldeportal-Gesetz benannt und für Meldungen in elekt-
ronischer Form auf den Meldeclient des Bundes unter Angabe der Adresse www.national-
single-window.de verwiesen. Dort findet sich das Erfassungsmodul für elektronische Mel-
dungen. Mit dem National Single Window betreibt das Havariekommando also das Zentrale
Meldeportal des Bundes im Sinne des § 2 Nummer 4 Seeschifffahrt-Meldeportal-Gesetz.

Zu Nummer 3

Die derzeitige Nummer 2.5.1 für Liniendienste sieht eine Befreiung nur für Gefahrgutmel-
dungen nach Nummer 2.2.1 vor. Für Liniendienste sollen nun aber weitere Befreiungstat-
bestände geschaffen werden. Dies erfordert zunächst eine Untergliederung und Umnum-
merierung der bisherigen Nummer 2.5.1: Die bisherige Befreiung für Gefahrgutmeldungen
nach Nummer 2.5.1 rückt auf die erste Stufe der Untergliederung und hat damit nun die
Nummer 2.5.1.1. Es folgen danach auf derselben Stufe der Untergliederung drei neuge-
schaffene Befreiungstatbestände.

http://www.zmgs.de/
http://www.national-single-window.de/
http://www.national-single-window.de/
http://www.national-single-window.de/
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Zu Nummer 2.5.1.1 Befreiung von der Gefahrgutmeldung

Die bisherige Befreiung für Gefahrgutmeldungen nach Nummer 2.5.1 wird in ihrem Wortlaut
an den durch die Richtlinie 2009/17/EG geänderten Artikel 15 Absatz 1 der Richtlinie
2002/59/EG angepasst: Um weiterhin der inzwischen aktualisierten unionsrechtlichen Vor-
gabe für mitgliedstaatliche Ausnahmen zu entsprechen, erhält die Vorschrift zusätzliche
Tatbestandsvoraussetzungen. Nach seiner Änderung durch die Richtlinie 2009/17/EG stellt
der neue Buchstabe d in Artikel 15 Absatz 1 der Richtlinie 2002/59/EG klar, dass Ausnah-
men bloß einzelnen Schiffen für einen bestimmten Verkehrsdienst gewährt werden können.
Dieser gilt nur dann als ausnahmefähiger Liniendienst, wenn er mindestens einen Monat
lang betrieben werden soll. Zudem können neuerdings allein solche Fahrten ausgenommen
werden, die planmäßig maximal 12 Stunden dauern. Eine weitere Tatbestandsergänzung
bedingt der neue Buchstabe c des Artikel 15 Absatz 1 der Richtlinie 2002/59/EG: Jede Ab-
weichung von drei oder mehr Stunden von der voraussichtlichen Zeit der Ankunft im Be-
stimmungshafen ist zu melden. Für Deutschland wird dies nun wie folgt noch konkretisiert:
Die Meldemodalität (telefonisch oder per E-Mail) wird ergänzt und der Meldungsempfänger
benannt: Das Havariekommando ist unverändert die nach Nummer 2.3.1 Zentrale Melde-
stelle für den Empfang sowohl der Liste der befreiten Schiffe als auch der Meldung über
eine Abweichung von der Ankunftszeit.

Zu Nummer 2.5.1.2 Befreiung von der Personenmeldung vor Einlaufen

Die Änderungsrichtlinie 2009/17/EG hat den Artikel 15 Absatz 1 der Richtlinie 2002/59/EG
um die Möglichkeit ergänzt, neben Gefahrguttransporten nun auch Fahrgastschiffe im Li-
niendienst von den Pflichten zur Meldung vor Einlaufen zu befreien. Mit der neuen Nummer
2.5.1.2 wird hiervon für Deutschland Gebrauch gemacht und die bestehende Befreiungs-
möglichkeit für Gefahrguttransporte in der alten Nummer 2.5.1 um eine solche für Fahrgast-
schiffe ergänzt. Die Befreiung für Fahrgastschiffe soll sich in dieser Nummer allerdings nur
auf die Meldung der Gesamtzahl der an Bord befindlichen Personen erstrecken, also auf
die Angabe nach Nummer 2.1.1 Satz 2 Buchstabe d.

Diese neue Ausnahme bewirkt einen Gleichlauf der Meldung über die an Bord befindliche
Personenanzahl vor Einlaufen nach Artikel 4 Absatz 1 1 der Richtlinie 2002/59/EG mit der-
jenigen Meldung vor Abfahrt nach Artikel 4 Absatz 2 der Richtlinie 98/41/EG: Gewährt die
Dienststelle Schiffssicherheit der BG Verkehr als die gemäß Abschnitt A.III.a. Nummer 1.2
Buchstabe c der Anlage 1 zur Schiffssicherheitsverordnung hierfür zuständige Behörde
eine Befreiung von der Meldung vor Abfahrt unter Anwendung des Artikel 9 Absatz 2 Satz
1 der Richtlinie 98/41/EG, so kann nun die Meldung dieser Angabe zusätzlich auch vor
Einlaufen unterbleiben. Die durch die Richtlinie 2017/2109 geschaffene Befreiungsmöglich-
keit für die elektronische Meldung vor Abfahrt ist nämlich bereits ins deutsche Recht umge-
setzt (siehe Abschnitt D.13 der Anlage SchSG). Die hier in Nummer 2.5.1.2 neugeschaffene
Ausnahme für das Einlaufen stellt insofern sicher, dass die bereits nach bestehender
Rechtslage mögliche Erleichterung für die Meldung vor Abfahrt nicht durch eine gleichartige
Meldepflicht vor Einlaufen konterkariert wird. Die doppelte Erleichterung sowohl für Abfahrt
als auch für Einlaufen erlangt praktische Relevanz vor dem Hintergrund, dass für die Mel-
dung der Personenanzahl vor Abfahrt die nach Artikel 4 Absatz 2 Unterabsatz 2 der Richt-
linie 98/41/EG vorgesehene Übergangszeit zum 20. Dezember 2023 ausläuft. Da ab dann
die Meldung über das NSW vorzunehmen ist, statt wie bislang die Angaben bloß unterneh-
mensintern festzuhalten, ist mit entsprechenden Anträgen deutscher Liniendienste auf eine
Befreiung nach Artikel 9 Absatz 2 Satz 1 der Richtlinie 98/41/EG zu rechnen. Wurde eine
solche erteilt, soll mit der vorliegenden Änderung nun auch hinsichtlich der Meldung vor
Einlaufen die befreiende Wirkung automatisch ohne ein weiteres Antragserfordernis
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eintreten, vorausgesetzt die aktuelle Liste der betroffenen Schiffe wurde übermittelt und die
Personenanzahl wird für jede Fahrt bereitgehalten.

Zwingende Bedingung für die Befreiung von Fahrgastschiffen im Liniendienst von der Pflicht
zur Meldung der an Bord befindlichen Personenzahl vor Einlaufen ist also nach der neuen
Nummer 2.5.1.2 das Vorliegen einer Befreiung nach Artikel 9 Absatz 2 Satz 1 der Richtlinie
98/41/EG, die auf Antrag durch die BG Verkehr gemäß Abschnitt A.III.a. Nummer 1.2 Buch-
stabe c der Anlage 1 zur SchSV erteilt wird. Die BG Verkehr prüft dabei, ob die von Artikel
9 Absatz 2 Satz 1 der Richtlinie 98/41/EG gemachten Vorgaben vorliegen: Es handelt sich
nicht um ein Hochgeschwindigkeitsfahrzeug, die Fahrtzeit zwischen den Anlegehäfen be-
trägt weniger als eine Stunde, der Einsatz erfolgt ausschließlich im gemäß Artikel 4 der
Richtlinie 2009/45/EG aufgelisteten Seegebiet D und dort ist die Nähe von Such- und Ret-
tungseinrichtungen gewährleistet. Diese strengen Vorgaben der Richtlinie 98/41/EG für die
Meldung vor Abfahrt werden damit in Deutschland auch für die Befreiung von der Melde-
pflicht vor Einlaufen vorausgesetzt und ergänzen somit die daneben sich unmittelbar aus
Artikel 15 Absatz 1 der Richtlinie 2002/59/EG ergebenden Bedingungen, die auch für die
Befreiung von Gefahrgutmeldungen nach der neuen Nummer 2.5.1.1 erforderlich sind. Für
die Befreiung der Fahrgastschiffe von der Meldung vor Einlaufen gelten insofern strengere
Voraussetzungen, als für die Befreiung von Gefahrguttransporten von ihrer Meldepflicht vor
Einlaufen. Dies resultiert aus dem hohen Schutzniveau für die Fahrgastschifffahrt, wie es
von der Richtlinie 98/41/EG vorgegeben ist und in Deutschland auch bei der Befreiung von
der Pflicht zur Meldung vor Einlaufen gewahrt werden soll.

Zu Nummer 2.5.1.3 Vereinfachte Personenmeldung

Diese neue Nummer schafft die rechtliche Voraussetzung für eine vereinfachte Personen-
meldung über die von der GDWS in Abstimmung mit dem VDR entwickelte digitale Appli-
kation: Sofern keine Befreiung nach Artikel 9 Absatz 2 Satz 1 der Richtlinie 98/41/EG vor-
liegt und daher die Gesamtzahl der an Bord befindlichen Personen vor Abfahrt nach Artikel
4 Absatz 2 der Richtlinie 98/41/EG zu melden ist, kann dank der neuen digitalen Anwen-
dung auf bestimmte Angaben vor Einlaufen verzichtet werden im Rahmen der Personen-
meldung über die hierfür bereitgestellte neue NSWApp. Darum befreit diese neue Nummer
von der Pflicht, vor Einlaufen die voraussichtliche Ankunftszeit im Bestimmungshafen und
die voraussichtliche Auslaufzeit von dort sowie die Personenanzahl vor Einlaufen zu mel-
den.

Die NSWApp wurde gestaltet mit Blick auf die Meldepflicht vor Abfahrt, normiert in Artikel 4
Absatz 2 der Richtlinie 98/41/EG und in Deutschland anzuwenden gemäß § 5 in Verbindung
mit Abschnitt D.13 der Anlage SchSG. Sie berücksichtigt auch die Pflichten zur Meldung
aus Nummer 2.1.2 nach Ein- und Auslaufen im Zusammenhang mit der Hafenstaatkontrolle
in Umsetzung der Richtlinie 2009/16/EG. Die Nutzung der NSWApp ist für die Meldenden
kostenfrei. Sie zeichnet sich aus durch eine intuitive Bedienung, eine für mobile Endgeräte
(Smartphone/Tablet) optimierte Darstellung, Mehrsprachigkeit, Barrierefreiheit, geführte
und schnelle Eingabe, hohe Verfügbarkeit sowie Daten- und Zugangsschutz.

Um eine vereinfachte Personenmeldung über die NSWApp vorzunehmen, muss der re-
gistrierte Nutzer zunächst den Hafenbesuch melden (Abb.1). Da über die NSWApp die Per-
sonenmeldung vor Abfahrt vorzunehmen ist, erfolgt die Meldung des Hafenbesuchs nach-
träglich, sie bezieht sich also auf den Hafen, der als letztes angelaufen wurde und nun im
Zeitpunkt der Meldung verlassen wird. Es handelt sich also um den Anlaufhafen oder Be-
stimmungshafen im Sinne der ausgelassenen Meldung vor Einlaufen nach Nummer 2.1.1.
Mit der Befreiung nach der neuen Nummer 2.5.1.3 wird also nicht auf die Angaben nach
Nummer 2.1.1. Satz 2 gänzlich verzichtet, sondern bloß auf ihre Meldung schon vor Einlau-
fen. Die NSWApp stellt aber sicher, dass diese Angaben später im Rahmen der Meldung
vor Abfahrt gemacht werden. Für die Meldung des Hafenbesuchs ist als erstes die IMO-
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Schiffsidentifikationsnummer einzugeben, also die Angabe nach Nummer 2.1.1 Satz 2
Buchstabe a. Danach ist der deutsche Auslaufhafen zu nennen. Über Hilfe „?“ wird erläutert,
dass damit „letzter deutscher Bestimmungshafen aus dem jetzt ausgelaufen wird“ gemeint
ist. Aus einem Ausklapp-Menü sind die Ortsnamen der deutschen Häfen auswählbar. Die
Applikation ordnet diesen Ortsnamen automatisch ihre kompliziertere, aus verschiedenen
Buchstaben und Ziffern kombinierte „Visit-ID“ zu und ergänzt sie ohne weiteres Zutun des
Nutzers zu seiner abgegebenen Meldung (Abb. 3). Dieser Code entspricht der Angabe des
Identifizierungsmerkmals des Bestimmungshafens nach Nummer 2.1.1 Satz 2 Buchstabe
b. Insofern vereinfacht die Applikation die Meldung dieser vorgeschriebenen Angabe. Als
Drittes ist der Tag des Auslaufens anzugeben, wobei in der NSWApp zur Steigerung der
Benutzerfreundlichkeit das Datum bereits auf den aktuellen Tag voreingestellt ist.

Abbildung 1

Der Tag des Auslaufens aus dem letzten Anlauf- bzw. Bestimmungshafen im Sinne der
Nummer 2.1.1 wird in der „NSWApp“ als „im Auslaufhafen seit“ dargestellt. Über Hilfe „?“
wird erläutert, dass aus der Sicht des vor dem Auslaufen meldenden Nutzers Folgendes
gefragt ist: „seit wann befindet sich das Schiff im Auslaufhafen“ (Abb. 2).
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Abbildung 2

Mit diesen drei Daten (IMO-Nr., letzter Anlaufhafen und Auslauftag) stellt die Anwendung
im Hintergrund die sogenannte Anlaufreferenznummer für den Hafenbesuch her. Als An-
laufreferenznummer wird die durch das Zentrale Meldeportal generierte eindeutige Num-
mer bezeichnet, die der Zuordnung einer Meldung zu einem Hafenbesuch oder einer Fahrt
innerhalb Deutschlands oder durch die Hoheitsgewässer der Bundesrepublik Deutschland
dient (§ 2 Nummer 7 Seeschifffahrt-Meldeportal-Gesetz). Nach § 6 Satz 1 Seeschifffahrt-
Meldeportal-Gesetz wird der ersten eingehenden Meldung für ein Befahren deutscher Ho-
heitsgewässer oder für einen Hafenbesuch automatisiert eine Anlaufreferenznummer zu-
gewiesen. Diese muss der Meldende nach Satz zwei dieser Vorschrift bei jeder weiteren
Meldung dieser Fahrt angeben. Mit der Eingabe der drei genannten Angaben erhält die
Personenmeldung über die NSWApp eine solche Anlaufreferenznummer zugewiesen und
versendet diese automatisch zusammen mit der Personenmeldung. Dem Melder wird somit
die Mühe für das Ermitteln und Bereithalten seiner Anlaufreferenznummer abgenommen.

Für die vereinfachte Personenmeldung muss in einem zweiten Schritt nach Meldung des
Hafenbesuchs mit den drei oben genannten Angaben die tatsächliche Ankunftszeit im letz-
ten Anlaufhafen (ATA), die tatsächliche Abfahrtzeit dort (ATD) sowie die Zahl der Personen
an Bord bei Abfahrt (PoB) eingegeben werden, wobei beide Zeiten bereits zur Vereinfa-
chung voreingestellt sind: ATA auf die aktuelle Zeit weniger 15 Minuten und ATD auf die
aktuelle Zeit, was beides korrigiert werden kann (Abb. 3). Auf diese Weise berücksichtigt
die NSWApp die zu erwartende Anwendungssituation im Liniendienst: Die vereinfachte
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Personenmeldung über die Anwendung erfolgt spätestens im Zeitpunkt des Auslaufens
nach einem typischerweise nur kurzen Aufenthalt im vorherigen Bestimmungshafen. In vie-
len Fällen wird daher der Nutzer keine Veränderung an den voreingestellten Zeiten vorneh-
men müssen und braucht lediglich die Personenanzahl für den aktuellen Streckenabschnitt
einzutragen.

Abbildung 3

Die bei der vereinfachten Personenmeldung über die NSWApp vorzunehmenden Zeitanga-
ben (ATA und ATD) ermöglichen die Befreiung von Nummer 2.1.1 Satz 2 Buchstabe c,
wonach vor Einlaufen die voraussichtliche Zeit der Ankunft im Bestimmungshafen und die
voraussichtliche Zeit des Auslaufens aus diesem Hafen zu melden ist. Diese Angaben sind
im Anwendungsbereich der vereinfachten Personenmeldung entbehrlich: Denn die Mel-
dung einer voraussichtlichen Ankunfts- und Auslaufzeit erfüllt in anderen Fällen eine ge-
wisse Vorwarnfunktion, insbesondere Häfen können sich auf den angekündigten Aufenthalt
vorbereiten. Liniendienste fahren aber üblicherweise die gleiche Strecke mehrmals am sel-
ben Tag. Sie sind in den von ihnen angelaufenen Häfen bekannt und unterliegen der stän-
digen Überwachung durch die Verkehrszentralen. Durch ihren Fahrplan stehen die
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voraussichtlichen Zeiten ihrer Hafenaufenthalte sowieso fest. Einen informativen Mehrwert
bringen dagegen die tatsächlichen Einlauf- und Auslaufzeiten. Sie sind für die Zuordnung
der Personenmeldung zum einzelnen Fahrtabschnitt erforderlich.

Nach ATA und ATD ist bei der vereinfachten Personenmeldung über die NSWApp die An-
zahl der Personen an Bord bei Abfahrt zu melden, wie es Artikel 4 Absatz 2 der Richtlinie
98/41/EG vorschreibt. Da nach dem Zeitpunkt dieser Meldung die Personenanzahl auf dem
aktuellen Fahrtabschnitt bis zum Eintreffen in den nächsten, nun angesteuerten Anlaufha-
fen typischerweise gleich bleibt, erübrigt sich der praktische Nutzen einer erneuten Meldung
gleichen Inhalts womöglich nur wenige Minuten vor Ankunft im angesteuerten Anlaufhafen.
Darum befreit die neue Nummer 2.5.1.3 von der Pflicht zur Meldung der Gesamtzahl der
an Bord befindlichen Personen vor Einlaufen nach Nummer 2.1.1 Satz 2 Buchstabe d. Die
Personenmeldung vor Abfahrt macht eine Personenmeldung nur wenig später vor Ankunft
obsolet.

Mit einem letzten Klick auf die Schaltfläche „Absenden“ erfolgt die Meldung nach Artikel 4
Absatz 2 der Richtlinie 98/41/EG, was die NSWApp unmittelbar dem Meldenden bestätigt
(Abb. 4).
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Abbildung 4

Der hohe Grad an Vereinfachung der Personenmeldung über die NSWApp durch den Ver-
zicht auf voraussichtliche Aus- und Anlaufzeiten sowie durch die Voreinstellungen wird of-
fensichtlich beim Vergleich mit der sonst vorzunehmende Langmeldung (Abb. 5).
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Abbildung 5

Zu Nummer 2.5.1.4 Befreiung von der Meldung vor Einlaufen

Diese Nummer ermöglicht eine Befreiung von allen Pflichten zur Meldung vor Einlaufen.
Die Voraussetzungen hierfür sind zweifach: Zum einen muss das Schiff auch von allen an-
derweitigen Meldepflichten befreit sein, sowohl nach Bundes- als auch Landesrecht. Zum
anderen muss der Betreiber das Haveriekommando im Vorhinein darüber informiert haben
und folgende Angaben für eine etwaige behördliche Abfrage bereithalten: Erstens die tat-
sächliche Ankunfts- und Auslaufzeit und die Gesamtzahl der an Bord befindlichen Personen
als den aus Artikel 15 Absatz 1 der Richtlinie 2002/59/EG stammenden und schon für die
vorherigen Nummern geltenden Befreiungsvoraussetzungen. Zweitens, muss der Betreiber
auf Nachfrage den Nachweis über die Befreiung über alle genannten anderweiten Melde-
pflichten gegenüber dem Haveriekommando erbringen. Wenn diese beiden Bedingungen
erfüllt sind, bewirkt die Nummer 2.5.1.4 eine Komplettbefreiung von jeglichen Meldepflich-
ten. Denn wenn keine speziellen Meldepflichten nach anderen bundes- oder landesrechtli-
chen Vorschriften für das Schiff bestehen und es zudem von der Personenmeldung befreit
ist, entfällt auch das Bedürfnis für die allgemeine Meldung vor Einlaufen: Das Schiff ist lokal
im kleinen Revier bekannt; der Fahrtbereich ist äußerst beschränkt, oftmals verkehrt es
sogar in Sichtweite. Die einzelne Fahrtbewegung ist zudem der Verkehrszentrale bekannt
und wird von ihr überwacht.

Zu Nummer 4

Die in der bisherigen Nummer 2.6 vorgesehene Möglichkeit zur Abgabe der von der Richt-
linie 2010/65/EU erfassten Meldungen über die das Zentrale Meldeportal des Bundes be-
treibende Behörde erfährt durch die Änderung eine Konkretisierung in Bezug auf die Si-
cherheitsmeldungen nach § 10 Absatz 3 See-Eigensicherungsverordnung. Die elektroni-
sche Übermittlung als zulässige Meldeformalität für diese Sicherheitsmeldungen ergibt sich
aus Abschnitt A Nummer 5 des Anhangs der Richtlinie 2010/65/EU. Damit unterfallen diese
Meldungen der Nummer 2.6. Durch die Änderung soll die Nutzung des digitalen Meldecli-
enten des Zentralen Meldeportals des Bundes (National Single Window) als elektronische
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Übermittlungsweise festgelegt werden, sodass die Übersendung des von Abschnitt A Num-
mer 5 des Anhangs der Richtlinie 2010/65/EU vorgesehenen Formulars als Anhang einer
E-Mail oder gar als Fax für Sicherheitsmeldungen unzulässig wird.

Mit dieser Einschränkung der Übermittlungsweise ist eine Verringerung des Verwaltungs-
aufwands beabsichtigt: Bislang müssen als E-Mail oder Fax abgegebene Meldungen hän-
disch von der Zuständigen Behörde in das Zentrale Meldeportal übertragen werden. Die
Verpflichtung, die sicherheitsrelevanten Angaben von vorneherein über das National Single
Window vorzunehmen, entspricht dem Sinn und Zweck der Richtlinie 2010/65/EU, wonach
Mitgliedstaaten die Betreiber, insbesondere die kleineren Betreiber, ermutigen sollen, das
nationale einzige Fenster zu gebrauchen (s. ihren 8. Erwägungsgrund). Auch bei Sicher-
heitsmeldungen sollen nun in Deutschland die Vorteile einer elektronischen Datenübertra-
gung über ein digitales Informationssystem genutzt werden. Dies gilt nicht zuletzt mit Blick
auf die zukünftige europarechtliche Gestaltung des Seeverkehrsinformationsaustausches:
Die bei der Entwicklung der national betriebenen digitalen Plattform erzielten Fortschritte
bilden den Ausgangspunkt für den Übergang zu einem zukünftigen unionsrechtlichen Um-
feld zentraler Meldeportale für den Seeverkehr durch die Verordnung (EU) Nr. 2019/1239
(7. Erwägungsgrund).

Mit der Verpflichtung zur Nutzung des Zentralen Meldeportals wird außerdem eine Verrin-
gerung der Melde- und Übertragungsfehler angestrebt, die sich im derzeitigen Verfahren
durch die Nutzung der unterschiedlichen Informationssysteme ebenfalls oftmals ergeben
haben. Über die Mailnutzung wurden ferner in der Vergangenheit weitreichende Daten
übermittelt, die gar nicht erforderlich sind. Das Zentrale Meldeportal gibt die zu machenden
Angaben vor und beschränkt damit auch die Datenübermittlung im Sinne des Datenschut-
zes. Hinzu kommt, dass von den Meldenden regelmäßig veraltete Formblätter zur Über-
mittlung per E-Mail genutzt wurden.

Schließlich verspricht die Verpflichtung auf die Nutzung des Zentralen Meldeportals des
Bundes eine Verringerung des Meldedefizits, das die Europäische Agentur für die Sicher-
heit des Seeverkehrs (EMSA) regelmäßig in Deutschland feststellt. Denn die an den deut-
schen Point of Contact (PoC) in Cuxhaven per E-Mail oder Fax gesendeten Angaben sind
aus technischen Gründen nicht in das Meldeportal übertragbar: Ihnen fehlt die Verknüpfung
zu der mit jeder digitalen Hafenanmeldung automatisch generierten „Visit-ID“ (s. hierzu die
Begründung zu Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe c, zu Nummer 2.5.1.3). Zudem ist die Plau-
sibilitäts- und Vollständigkeitsprüfung für den PoC bei Empfang unterschiedlicher Dateifor-
mate als E-Mail-Anhang sehr arbeitsintensiv.

Die Sicherheitsmeldung im Zentralen Meldeportal des Bundes (NSW) erfolgt über die
„Übersichtsseite Hafenbesuch“, wo sich unter der Überschrift „Sicherheitsmeldung“ eine ei-
gene Funktionsschaltfläche mit der Bezeichnung „SEC“ befindet.

Zu Artikel 2 (Änderung der See-Eigensicherungsverordnung)

Zu Nummer 1

Diese Änderung stellt eine Folgeänderung dar und steht in unmittelbarem Zusammenhang
mit Artikel 1 Nummer 4. Die dortige Einschränkung der durch die Richtlinie 2010/65/EU zu-
gelassenen elektronischen Datenübermittlungsweisen auf die Nutzung des Zentralen Mel-
deportals des Bundes bei der Meldung sicherheitsrelevanter Angaben soll auch in der die
Meldepflicht enthaltenden nationalen Norm klargestellt werden. Insofern ist die „elektroni-
sche“ Übermittlung dort um den Verweis auf das Meldeportal zu konkretisieren. Dadurch
wird Kohärenz zwischen der Meldepflicht in § 10 Absatz 3 See-Eigensicherungsverordnung
und der in der Anlaufbedingungsverordnung festgelegten Meldeformalitäten geschaffen.
Die gegenseitige Bezugnahme beider Regelwerke soll ferner das Bewusstsein der Norma-
dressaten über die einschlägigen und heranzuziehenden Vorschriften erhöhen.
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Zu Nummer 2

Um Ziel und Zweck der Änderung von § 10 Absatz 3 See-Eigensicherungsverordnung
(siehe Begründung zu Artikel 2 Nummer 1) auch im Falle nachträglicher Änderungen der
übermittelten Angaben zu wahren, muss die Übermittlung dieser Änderungen ebenfalls
ausschließlich über das Zentrale Meldeportal des Bundes erfolgen. Somit erhalten alle be-
troffenen Behörden aktuelle Angaben. Anderenfalls stünden Ihnen bei Versendung der Än-
derungen per E-Mail womöglich unterschiedliche und veraltete Informationen zur Verfü-
gung.

Zu Artikel 3 (Inkrafttreten)

Artikel 3 enthält die Regelung zum Inkrafttreten in Übereinstimmung mit Artikel 82 Absatz 2
Satz 1 GG. Ein späterer Tag des Inkrafttretens, etwa zu einem Quartalsanfang, ist mit Blick
auf die hinter den Änderungsregelungen stehenden Bedürfnisse an die Schiffssicherheit
nicht möglich. Das möglichst frühe Inkrafttreten ist zudem notwendig, da für die Meldung
der Personenanzahl vor Abfahrt die nach Artikel 4 Absatz 2 Unterabsatz 2 der Richtlinie
98/41/EG vorgesehene Übergangszeit zum 20. Dezember 2023 ausläuft. Den Umset-
zungserfordernissen bei Betreibern sowie Landes- und Bundesbehörden wurde mit einer
intensiven Bund-Länder-Vorabstimmung im Verwaltungsgremium VDDS (Einführung und
Steuerung digitaler Seeverkehrssysteme und digitaler Seeverkehrsdienstleistungen) und
mit einer frühen Beteiligung Rechnung getragen.
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